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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1991 Ausgegeben am 22. Jänner 1991 13. Stück

3 1 . Verordnung: Herabsetzung der Mindestwerte an Asche und zuckerfreiem Extrakt für Weine des
Jahrganges 1990

3 2 . Kundmachung: Aufhebung bestimmter Wortfolgen in § 236 Abs. 1 und 2 und in § 253 b Abs. 1 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

3 1 . Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft über die Herabsetzung der
Mindestwerte an Asche und zuckerfreiem

Extrakt für Weine des Jahrganges 1990

Auf Grund des § 60 Abs. 4 des Weingesetzes
1985, BGBl. Nr. 440, in der Fassung BGBl.
Nr. 298/1988 wird im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzler verordnet:

Für Weine des Jahrganges 1990 werden die
Mindestwerte an zuckerfreiem Extrakt und Asche
(§ 7 c Abs. 1 lit. b und d der Weinverordnung, BGBl.
Nr. 321/1961, in der Fassung BGBl. Nr. 360/1989)
wie folgt festgelegt:

1. Asche (in Gramm je Liter):
Weißwein und Rosewein (Schillerwein). 1,20
Rotwein 1,50

2. zuckerfreier Extrakt (in Gramm je Liter) unter
Bedachtnahme auf den jeweiligen Alkoholge-
halt, wobei bei zwischen den punktuell
aufgelisteten Alkoholgehalten liegenden Alko-
holkonzentrationen die Mindestwerte für
zuckerfreiem Extrakt interpolationsmäßig zu
ermitteln sind:

Ist das vorstehend dargestellte Verhältnis zwischen
vorhandenem Alkohol und zuckerfreiem Extrakt
nicht gegeben, so darf der Wein nur um so viel
Gramm je Liter zuckerfreiem Extrakt weniger

enthalten, als der Gehalt an nicht flüchtiger Säure
den Wert von 6,0 Gramm je Liter unterschreitet.

Fischler

32. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung bestimmter Wortfolgen in § 236
Abs. 1 und 2 und in § 253 b Abs. 1 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 6. Dezember 1990, G 223/88-31,
G 235/88-26, G 33/90-23, G 63/90-21,
G 144/90-21, dem Bundeskanzler zugestellt am
19. Dezember 1990, die Wortfolge „bei männlichen,
vor Vollendung des 50. Lebensjahres bei weiblichen
Versicherten" in § 236 Abs. 1 2 1 lit. a, die
Wortfolge „bei männlichen, nach Vollendung des
50. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten" in
§ 236 Abs. 1 2 1 lit. b, die Wortfolge „bei
männlichen Versicherten bzw. nach Vollendung des
50. Lebensjahres bei weiblichen Versicherten" in
§ 236 Abs. 2 2 1 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 484/1984, und die
Wortfolge „nach Vollendung des 60. Lebensjahres,
die Versicherte" in § 253 b Abs. 1 ASVG, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 609/1987
als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. No-
vember 1991 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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